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Anfrage Nr. 237 

der Abgeordneten Strauß, Dr. Schatz, Bodensteiner 

und Genossen 

betr. Bezahlung von sogenannten Erfolgspräinien für 
Anzeigen bei Steuer- und Zollvergehen. 

Durch Zeitungsbericht ist bekannt geworden, daß solchen Personen, 
die Steuer- und Zollhinterziehungen den zuständigen Behörden 
anzeigen, Erfolgsprämien in Aussicht gestellt bzw. bezahlt werden. 
Die Wiederherstellung der Steuerehrlichkeit und eine gerechte Be- 
strafung von Steuervergehen sind ohne Zweifel für die materielle 
und moralische Wiedergesundung unseres Volkes notwendig. Dodi 
ist ebenso ohne Zweifel die Zahlung von Erfolgsprämien an An- 
zeiger ein bedenkliches Mittel, um das gewünschte Ziel zu erreiehen. 

Wir fragen deshalb die Bundesregierung: 

1. V erden für Anzeigen bei Steuer- und Zollvergehen Erfolgs- 
prämien in Aussidit gestellt oder bezahlt? 

2. Wenn ja, auf Grund welcher gesetzlichen Bestimmungen oder 
welcher V erwaltungsvorschriften geschieht das? 

3. Gibt es interne N'erwaltungsan Weisungen oder eine bestimmte 
Praxis für die Festlegung der Höhe dieser Erfolgsprämien ? Oder 
liegt die Höhe dieser Prämien im Ermessen bestimmter Stellen? 
In welchen Grenztm liegen in diesem Falle die Erfolgsprämien, 
und w elche Stellen sind für Zusage und Gewährung zuständig? 

4. Ist es richtig, daß diese Prämien auf einen Betrag bis zu 20- 
oder 25% der hinterzogenen Steuergclder bzw. Zollgebühren, 
die durdi eine solche Anzeige aufgedeckt w erden, erhöht w erden 
sollen? Ist diese Forderung oder eine ähnliche Forderung von 
einer Besatzungsmacht erhoben worden? 

5. Trifft es zu, daß gemäß Mitteilung der „Eschenbach-Auerbacher 
Volkszeitung*' vom 13. November 1951 offensichtlich Damen, die 
sich in der Nähe von Truppenübungsplätzen oder Truppen- 
unterkünftcu aufhalten, für die Zwecke der Zollfahndung ver- 
wendet und ihnen für ihre Angaben solche Erfolgsprämien in 
Aussicht gestellt worden sind? 

6. Wie hoch ist der Gesamtbetrag dieser Erfolgsprämien, die seit 
dem 1. Oktober 1949 für die Anzeigen bei Hinterziehung von 
Steuern und Zöllen, die gemäß Grundgesetz dem Bunde zufließen, 
gezahlt w Orden sind, in w ievielen Fällen und im Bereiche w elcher 
Oberfinanzpräsidenten bzw'. Oberfinanzdirektionen? 
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7. Gedenkt die Bundesregierung, wenn eine solche Praxis besteht, 
diese aufrecht zu erhalten, weil sie aus Gründen der Staats- 
notwendigkeit glaubt, nicht darauf verzichten zu können? Oder 
glaubt die Bundesregierung auf Grund anderer Maßnahmen, die 
sie in der Zwischenzeit zur Bekämpfung der Steuer- und Zoll- 
hinterziehung eifigeleitet hat, von der Zusicherung und Bezahlung 
von Erfolgsprämien absehen zu können? 

Bonn, den 8. Dezember 1951 
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